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Andere kirchenpolitiſche Fragen ſind im Reichstage
nur kurz behandelt worden . Abg . Dr . Müller ( Meiningen ) ( Vp. )
verſuchte , die Regierung wegen der Gewerkſchafts⸗
enzyklika ſcharf zu machen ; er forderte ein Einſchreiten der
Regierung , erhielt aber von Staatsſekretär Dr . Delbrück
folgende Antwort :

„ Ich will auf Einzelheiten der Enzyklika hier nicht eingehen . Aber
wenn die Enzyklika den Satz aufſtellt , daß ſoziale Fragen nicht rein wirt⸗
ſchaftliche und rein politiſche Fragen find , fondern daß ſie auch religiöſe und
damit kirchliche Angelegenheiten berühren und betreffen , ſo wird dagegen
kaum mit Ernſt ein Einwand erhoben werden können . ( Sehr richtig ! im
Zentrum und bei den Polen . ) Bei den engen Beziehungen , in denen Kirche
und Religion zu unſerem ganzen Leben ſtehen , liegt es doch in der Natur
der Dinge , daß eigentlich alle Verhältniſſe , die die Beziehungen von Menſch
zu Menſch angehen , auch eine religiöſe , eine kirchliche Seite haben . ( Sehr
richtigl im Zentrum und bei den Polen . ) Wenn von dieſem Geſichtspunkte
aus das Haupt einer anerkannten Kirchengemeinſchaft den Angehörigen dieſer
Kirchengemeinſchaft Ratſchläge gibt , wie ſie ſich zu verhalten haben zu ſolchen
Fragen wie dem Koalitionsrecht und der Koalitionsfreiheit , betrachtet unter
dem Geſichtspunkte ihrer Zugehörigkeit zur Kirche , betrachtet unter religiöſen
Geſichtspunkten , ſo wird auch dagegen mindeſtens der Vorwurf einer rechts⸗
widrigen Ingerenz nicht herbeigeleitet werden können , ( ſehr richtig ! l im
Zentrum — Zuruf links : Es kommt auf die Form anl ) zumal nicht dann ,
wenn derartige Forderungen ſich in der Hauptſache in der Form von Rat⸗
ſchlägen oder Warnungen bewegen , und ſolange ſie nicht durchgeſetzt werden
ſollen durch Kirchenſtrafen , die den Geſetzen des Staates zuwiderlaufen . Der⸗
artige Strafen ſind nicht angedroht oder gar angewandt . Man wird alſo
wohl im Ernſt nicht davon reden können , daß die Enzyklika „Singulari
quadam “ einen rechtswidrigen Eingriff in das geſetzlich gewährleiſtete
Koalitionsrecht des deutſchen Arbeiters bedeutet .

Auf der anderen Seite iſt aber nicht zu verkennen , daß , wie auf vielen
anderen Gebieten , ſo auch auf dieſem Gebiet die Beſchäftigung der Kirche
und ihrer Organe mit allgemeinen wirtſchaftlichen und politiſchen Fragen
von einer eminenten politiſchen Bedeutung für den Staat werden kann , und
aus dieſer Tatſache kann ſich ſehr wohl das Bedürfnis des Staates ergeben ,
ſich mit den kirchlichen Oberen über dieſe Fragen auseinanderzuſetzen . ( Sehr
richtigl links . ) Aber , meine Herren , das kann man doch nur , indem man
Vorſtellungen erhebt , indem man Aufklärungen gibt . Das kann man doch
nur im Wege diplomatiſcher Einwirkung tun ; man kann aber nicht gegen
eine an ſich im Rahmen des Rechts ſich haltende Aktion mit Gewaltmaß⸗
regeln vorgehen . “

( 82. Sitzung vom 10. Dezember 1912 St . B. S. 2711 )

Eine Novelle zum Schutzgebietsgeſetz ( Druckſ . Nr . 996 ) gibt
dem Reichskanzler die Möglichkeit , kirchlichen Vereinen , Miſſi⸗
onsanſtalten , Miſſionsſtationen und Apoſtoliſchen Vikariaten
in den Schutzgebieten die Rechtsfähigkeit zu verleihen und

ſo dem unſicheren Zuſtande wegen Erwerbs von Eigentum ein
Ende zu bereiten . — Bei der Schaffung des Reichs - und

Staatsangehörigkeitsgeſetzes ( Druckſ . Nr . 962 ) gab
die Regierung folgende Zuſicherung :



„ Weiter würden für die Wiederaufnahme unſere Miſſionare in
Betracht kommen . Es gäbe eine Reihe deutſcher Miſſionare , die ſich in
jüngeren Jahren genötigt geſehen hätten , ihre Entlaſſung aus der Reichs⸗
angehörigkeit herbeizuführen , um nicht durch die Ausübung ihres idealen
Lebensberufs mit ihren heimatlichen Pflichten , insbeſondere mit ihrer
Militärpflicht , in Konflikt zu kommen . Wir hätten zweifellos allen Anlaß ,
dieſe Perſonen , die ihr Leben ſo hohen Zielen gewidmet hätten , und die
anderſeits dem Deutſchtum nach verſchiedenen Richtungen hin von weſent⸗
lichem Nutzen ſeien , durch das ſtaatsrechtliche Band der Reichsangehörigkeit
wieder enger mit ihrer deutſchen Heimat zu verbinden . “

Die Miſſionare , die infolge des Kulturkampfes ihre Staats⸗

angehörigkeit verloren haben , werden ſomit nach Inkrafttreten des

neuen Geſetzes wieder Reichsdeutſche werden .

Von politiſchen Fragen ſind zu erwähnen die ſcharf
ablehnende Haltung des Zentrums ( Redner Abg . Fehrenbach am
30 . Mai 1913 ) gegenüber den Anträgen der reichsländiſchen Regie⸗
rung auf Einſchränkung des Vereinsgeſetzes und des Preßgeſetzes .
Das Geſetz über die Entſchädigung von Schöffen und

Geſchworene ( Druckſ . Nr . 997 ) iſt nach einer warmen Befür⸗
wortung durch den Abg . Schedlbauer (9. Juni 1913 ) angenommen
worden .

Ein neues Schutztruppengeſetz ( Druckſ . Nr . 957 ) ,
welches beſonders die Einberufung der Weißen der Schutzgebiete
zu jährlichen Uebungen vorſieht , fand einſtimmige Annahme . Eine
damit in Zuſammenhang ſtehende Verminderung der Schutztruppen
wurde für 1915 zugeſagt .
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